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Vorwort

Die vorliegende Arbeit behandelt eine Figur, die im Baunachbarrecht seit 
über 20 Jahren diskutiert wird. In der oberverwaltungsgerichtlichen Recht-
sprechung und der kommentierenden Literatur hat sich die Annahme einer 
besonderen Form des Gebietserhaltungsanspruchs gewissermaßen als Rand-
bemerkung eingeschlichen. Dabei wurden ihre Hintergründe nie eingehend 
erforscht. Am Ende einer systematischen Auswertung verschiedener Ansätze, 
seien sie als „spezieller Gebietsprägungserhaltungsanspruch“ oder als „An-
spruch auf Aufrechterhaltung der gebietstypischen Prägung“ bezeichnet, steht 
nun ein eindeutiges Ergebnis: Die Figur hat weder ein dogmatisches Funda-
ment noch eine praktische Bedeutung. Sie entbehrt einer Daseinsberechti-
gung. Hierin liegt der entscheidende Erkenntnisgewinn dieser Arbeit.

Die Arbeit ist die überarbeitete Fassung meiner im Frühjahr 2022 beim 
Fachbereich Rechtswissenschaft der Friedrich-Alexander-Universität Erlan-
gen-Nürnberg eingereichten Promotionsschrift. Für die Veröffentlichung 
konnten Gesetzesänderungen, Literatur und Rechtsprechung bis März 2023 
berücksichtigt werden.

Herrn Prof. Dr. Andreas Funke danke ich herzlich für die Betreuung der 
Arbeit. Neben dem gedanklichen Anstoß hat seine auch ganz praktische Un-
terstützung in Zeiten geschlossener Bibliotheken zum Gelingen dieser Arbeit 
entscheidend beigetragen. Für die Erstellung des Zweitgutachtens danke ich 
Herrn Prof. Dr. Max-Emanuel Geis.

Besonders bedanken möchte ich mich bei Herrn Robin Räthe für die Be-
reitschaft, sich mit mir auf gedankliche (Ab- und Irr-)Wege des Baunachbar-
rechts zu begeben. Von ganzem Herzen danke ich meiner Familie und dabei 
ganz besonders meiner Frau. Ohne sie wäre es mir nicht gelungen, Freiraum, 
Ruhe und Fokus für diese Arbeit zu finden.

Fürth, im April 2023	 Annette Eichinger
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Einleitung

A. Hintergrund und Gegenstand der Untersuchung 

Will der Einzelne vom Staat zur Verfolgung eigener Interessen ein be-
stimmtes Verhalten verlangen, muss ihm ein subjektives öffentliches Recht 
zustehen.1 Nur dann wird ihm eine Rechtsmacht eröffnet, die Rechtsschutz 
begründen kann. Denn die entscheidende Funktion eines subjektiven öffent-
lichen Rechts wird mit der Möglichkeit seiner gerichtlichen Durchsetzbarkeit 
in Art. 19 Abs. 4 GG garantiert.2 Kehrseitig ist der Schutz subjektiver öffent-
licher Rechte auch die zentrale Funktion der deutschen Verwaltungsgerichts-
barkeit.3 Aktiv prozessführungsbefugt ist gem. § 42 Abs. 2  VwGO nur der
jenige, der die Verletzung „seiner Rechte“, also ihm eigener subjektiver öf-
fentlicher Rechte4 geltend machen kann. Der Zuschnitt des verwaltungsgericht
lichen Schutzes auf subjektive öffentliche Rechte setzt sich in der Prüfung 
der Begründetheit einer Klage fort. Voraussetzung für den Erfolg der Klage 
ist, dass eine Rechtsnorm verletzt ist, die dem Kläger ein subjektives öffent-
liches Recht vermittelt.5 

Als besondere Ausprägung eines Rechtsschutzes des Einzelnen setzt auch 
Drittschutz ein subjektives öffentliches Recht voraus. In dieser Konstellation 
leitet ein Dritter aus einem Verwaltungsrechtsverhältnis, an dem er unbetei-

1  Siehe nur Maurer/Waldhoff, Verwaltungsrecht, § 8 Rn. 5.
2  Rechtsschutz und Erfolg einer verwaltungsgerichtlichen Klage sind vom subjek-

tiven öffentlichen Recht abhängig. Dazu Scharl, Schutznormtheorie, S. 25 ff.
3  Ramsauer, JuS 2012, 769 (769 f.); Kraft, in: Kluth/Rennert, Entwicklungen im 

Verwaltungsprozessrecht, S. 13 (15); zur historischen Entwicklung der Voraussetzun-
gen für eine Klagemöglichkeit siehe Kemnade, Rechtsschutz, 27 ff.

4  Happ, in: Eyermann, VwGO, § 42 Rn. 70; Preu, Grundlagen, S. 20; Schübel-
Pfister, in: Eyermann, VwGO, § 113 Rn. 1, m. w. N. zum auf Individualrechtsschutz 
ausgerichteten Rechtsschutzkonzept des Verwaltungsprozesses aufgrund der verfas-
sungsrechtlichen Vorgabe in Art. 19 Abs. 4 GG sowie dessen Vereinbarkeit mit Uni-
onsrecht und Art. 47 GRCh. Zur zuvor vom BVerwG vertretenen Ansicht, unter „ei-
genen Rechten“ seien alle „von der Rechtsordnung als schutzwürdig angesehenen 
Interessen, ohne dass diese bereits die Gestalt von subjektiven öffentlichen Rechten 
angenommen haben müssen“, erfasst, vgl. BVerwGE 7, 237 (238). Siehe dazu auch 
Kemnade, Rechtsschutz, S. 30, der diese Differenzierung zwischen subjektiven öf-
fentlichen Rechten und rechtlich geschützten Interessen zu Recht als „leerlaufend“ 
ansieht.

5  Gesetzlich verankert in § 113 Abs. 1 und Abs. 5 VwGO.
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ligt ist, Rechtsschutz ab. Es geht dann also nicht um die Einhaltung objekti-
ver Rechtssätze zwischen Staat und Bürger als Beteiligte an einem bipolaren6 
Verwaltungsrechtsverhältnis, sondern um die Geltendmachung subjektiver 
öffentlicher Rechte eines an diesem Verhältnis unbeteiligten Dritten. Ein 
wichtiger Anwendungsfall von Drittschutz und thematischer Ansatzpunkt der 
vorliegenden Arbeit ist das Vorgehen des Nachbarn7 gegen eine dem Bau-
herrn erteilte Baugenehmigung. Ein subjektives öffentliches Recht des Nach-
barn ist grundlegende Voraussetzung für dessen Abwehranspruch gegenüber 
der Genehmigung eines ihm nicht behagenden Bauvorhabens. Ein Nachbar 
kann sich i. R. einer sog. Baunachbarklage8 gerichtlich gegen ein Bauvor
haben wenden. Hier entfaltet das subjektive öffentliche Recht für die Er-
folgsaussichten der Klage seine entscheidende Bedeutung. 

Für das Bestehen subjektiver öffentlicher Rechte verweist das Verwaltungs-
prozess- auf das materielle Recht.9 Ein Bauvorhaben, das eine objektiv-recht-
lich gezogene Grenze zulässiger baulicher Nutzung überschreitet, verletzt 
grds. nur dann ein subjektives öffentliches Recht des Nachbarn, wenn der 
überschrittenen Nutzungsgrenze eine „drittschützende“ Funktion zukommt, 
d. h. Rechte des Nachbarn in ihr verankert sind.10 

Innerhalb eines Baugebiets wurde mit der Anerkennung eines „Gebiets
erhaltungsanspruchs“ in den 1990er Jahren die drittschützende Funktion ei-
ner Vielzahl von Nutzungsgrenzen generell begründet.11 Seither ist zwingend 
davon auszugehen, dass Nutzungsgrenzen, die in einem Bebauungsplan fest-

6  Begrifflich geprägt von Schmidt-Preuß, Privatinteressen, S. 2, mit Nachweisen 
zu weiteren, in der Literatur vorkommenden Bezeichnungen der Staat-Bürger-Bezie-
hung als bilateral, zweiseitig oder zweipolig.

7  Zur Spezifizierung des am Verwaltungsrechtsverhältnis zwischen Bauherrn und 
Bauaufsichtsbehörde unbeteiligten Dritten im Bauplanungsrecht als Nachbar siehe 
Dürr, in: Brügelmann, BauGB, vor § 29 Rn. 19–29; Reidt, in: Battis/Krautzberger/
Löhr, BauGB, vor § 29 Rn. 24–27; Hoppenberg/Paar/Schäfer, in: Hoppenberg/ 
deWitt, BauR-HdB Bd. 2, H. Rn. 35 ff.

8  Darunter ist sowohl die Anfechtungsklage gegenüber der Genehmigung des Bau-
vorhabens durch die Bauaufsichtsbehörde, als auch die Verpflichtungsklage auf bau-
behördliches Einschreiten gegen den Bauherrn zu verstehen. Zu den prozessualen 
Durchsetzungsmöglichkeiten siehe nur Saller, in: Grziwotz/Lüke/Saller, NachbarR-
HdB, Kap. 5 Rn. 175 ff.

9  Preu, Genese, S. 82.
10  Hinter dieser Annahme steht die Dogmatik der Schutznormtheorie. Eine Norm 

ist als drittschützend anzusehen, wenn aus ihr subjektive-öffentliche Rechte eines 
Dritten abzuleiten sind. Zur Anerkennung einer drittschützenden Funktion aus objek-
tiv-rechtlichen Nutzungsgrenzen siehe eingehend im 2. Teil unter A.

11  Grundlegend BVerwGE 94, 151 (151, 155–157) und BVerwGE 101, 364 (365, 
374–377). Unter der Bezeichnung als „Gebietserhaltungsanspruch“ etwa Beschl. v. 
10.01.2013 – 4 B 48.12, BauR 2013, 934 (935).
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gesetzt werden und aus den §§ 2 bis 9 BauNVO folgen, drittschützend aus-
gestaltet sind. Damit hat das BVerwG die Grundlage eines starken gebietsbe-
zogenen Drittschutzes geschaffen. Die im Gebietserhaltungsanspruch inbe-
griffenen subjektiven Rechte12 erfahren zwar dadurch eine Begrenzung, dass 
sie räumlich auf die Angehörigen eines Baugebiets beschränkt sind. Zugleich 
gelten sie für diesen Personenkreis generell und ohne individuelle Anforde-
rungen. Seine Bedeutung erlangt der Gebietserhaltungsanspruch aber durch 
die mit ihm ausgedrückte Dogmatik zur Herleitung subjektiver Rechte. Mit 
dem Gebietserhaltungsanspruch wird ein bundesrechtlicher Ursprung subjek-
tiver öffentlicher Rechte aus Festsetzungen eines Bebauungsplans beschrie-
ben. Im Kontext der sonst üblichen und häufig umstrittenen Ableitung einer 
drittschützenden Funktion objektiver Rechtssätze ist diese Herangehensweise 
bemerkenswert. Die Ausgestaltung und Einbettung eines Rechtssatzes in ein 
Normengefüge durch die originäre Normgeberin, die Gemeinde, wird mit 
dem Gebietserhaltungsanspruch unbeachtlich. Konsequenz eines Gebiets
erhaltungsanspruchs ist die Annahme einer drittschützenden Funktion von 
Festsetzungen eines Bebauungsplans, unabhängig davon, ob ihnen bei ihrem 
Erlass eine drittschützende Wirkung zukommen sollte. 

Wegen der Durchsetzungskraft dieser Form von Rechtsschutz eines Dritten 
wird immer wieder versucht, die hinter dem Gebietserhaltungsanspruch ste-
hende bundesrechtliche Begründung subjektiver Rechte auf weitere Festset-
zungen von Bebauungsplänen anzuwenden.13 Im Fokus entsprechender Dis-
kussionen stehen modifizierende Festsetzungen14 und Festsetzungen zu 
Quantität, Intensität und Gestaltung baulicher Nutzung.15 In der oberverwal-
tungsgerichtlichen Rechtsprechung und kommentierenden Literatur wird 
vereinzelt angestrebt, eine bundesrechtliche Ableitung ihrer drittschützenden 
Funktion zu etablieren. Bei Festsetzungen, die nicht aus den §§ 2 bis 
9  BauNVO folgen, kommt es nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
aber noch immer darauf an, ob die Plangeberin die Festsetzungen im Einzel-

12  Mit der Bezeichnung als Gebietserhaltungsanspruch wird nicht zwischen einem 
subjektiven Recht auf Beachtung der Festsetzungen eines Bebauungsplans und dem 
aus der Verletzung dieses Rechts folgenden Abwehranspruch gegenüber der Zulas-
sung oder Duldung objektiv unzulässiger Vorhaben getrennt. Zur notwendigen Unter-
scheidung zweier Rechtspositionen – einem Recht auf die Achtung objektiver Rechts-
sätze einerseits und einem Anspruch auf die Abwehr zugelassener, rechtsverletzender 
Maßnahmen andererseits  – siehe Funke, Falldenken, S. 32, 142 f. Soweit i. R. dieser 
Arbeit die Bezeichnung als Gebietserhaltungsanspruch aufgegriffen wird, erfolgt dies 
unter Berücksichtigung des Begriffs als im Baunachbarrecht gefestigte und aner-
kannte Bezeichnung.

13  Dazu im 3. Teil.
14  Siehe im 3. Teil unter A.
15  Siehe im 3. Teil unter B.


